
§ б
(1) Die Regierung der Deutschen Demokratischen Re­

publik und die Regierungen der Länder haben im Laufe 
der Jahre 1951 bis 1955 zusätzlich zu den vorhandenen 
weitere; 190 Mütter- und Kinderberatungsstellen zu er­
öffnen, damit in jedem Kreis durchschnittlich nicht 
weniger als drei Beratungsstellen vorhanden sind.

(2) Diesen Beratungsstellen obliegt:
1. die Registrierung sämtlicher schwangeren Frauen;
2. die laufende ärztliche Beobachtung ihrer Ge­

sundheit;
3. die hygienische Erziehung der schwangeren 

Frauen;;
4. allgemeine, soziale und Rechtsberatung;
5. ärztliche Beobachtung der stillenden Mütter;
6. ärztliche Beobachtung der Gesundheit und der 

Entwicklung der Kleinkinder bis zum 3. Lebensjahr.
(3) Für die Errichtung der Beratungsstellen sind 

DM 15 000 000,— zur Verfügung zu stellen.

§ 7
(1) Für die Erholung schwangerer Frauen mit schwacher 

Gesundheit sind bis zum 1. Mai 1952 vom Ministerium 
für Arbeit und Gesundheitswesen besondere Erholungs­
heime mit insgesamt 2000 Plätzen zu errichten.

(2) Die Norm der zusätzlichen Lebensmittelrationen für 
schwangere Frauen ist vom 6. Monat der Schwanger­
schaft an und für stillende Mütter für die ganze Periode 
des Stillens, längstens jedoch für ein Jahr, zu verdoppeln.

§ 8

Zur Sicherung der ärztlichen Betreuung der Wöchne­
rinnen sind

1. in Großstädten und Industriezentren 10 vorbild­
liche Entbindungsheime mit je 60—100 Betten zu 
errichten,

2. in den vorhandenen Krankenhäusern neue Ent­
bindungsabteilungen mit einer Erhöhung der Ge­
samtzahl der Betten auf 2000 einzurichten.

§ 9
Die Deutsche Demokratische Republik mißt dem Ge­

sundheitsschutz der Kinder und der Mütter außerordent­
liche Bedeutung bei. Die Regierung der Deutschen De­
mokratischen Republik und die Regierungen der Länder 
haben deshalb dem Bau und der Arbeit der Frauen- und 
Kinderberatungsstellen, der Entbindungsheime, der Kin­
derkrippen und Kindertagesstätten ihre besondere Auf­
merksamkeit zu widmen.

§ 10
(1) Entsprechend dem Gesetz der Arbeit vom 19. April 

1950 (GBl. S. 349) ist den arbeitenden Frauen Schwanger­
schafts- und Wochenurlaub für die Dauer von 5 Wochen 
vor der Geburt bis 6 Wochen nach der Geburt zu ge­
währen. Im Falle einer unnormalen Geburt oder der 
Geburt von Zwillingen wird der Urlaub nach der Geburt 
bis zu 8 Wochen verlängert.

(2) Die Leiter von Betrieben und Institutionen werden 
verpflichtet, den laufenden Jahresurlaub der schwange­
ren Frauen an den Schwangerschafts- und Wochenurlaub 
anzuschließen.

(3) Die Schwangerschafts- und Wochenhilfe ist in Höhe 
eines durchschnittlichen Monatseinkommens von der So­
zialversicherung zu zahlen. Die Höhe des Betrages wird 
auf Grund des durchschnittlichen Einkommens der letz­
ten drei Monate vor der Arbeitsbefreiung berechnet.

(4) Bei der Geburt von Kindern versicherter Mütter 
ist von der Sozialversicherung eine einmalige Unter­

stützung zur Anschaffung einer Wäscheausstattung für 
das Neugeborene in Höhe von DM 50,— zu zahlen.

(5) Die Ministerien für Industrie und für Handel und 
Versorgung haben die notwendige Produktion und die 
Versorgung des Handels mit Wäscheausstattungen für 
Neugeborene, mit Artikeln für die Wartung und Pflege 
der Kinder sowie mit Artikeln der Frauenhygiene sicher­
zustellen.

§ П
(1) Im Interesse des Gesundheitsschutzes der Frau und 

der Förderung der Geburtenzunahme ist eine künstliche 
Unterbrechung der Schwangerschaft nur zulässig, wenn 
die Austragung des Kindes das Leben oder die Gesund­
heit der schwangeren Frau gefährdet oder wenn ein 
Elternteil mit schwerer Erbkrankheit belastet ist. Jede 
andere Unterbrechung der Schwangerschaft ist verboten 
und wird nach den bestehenden Gesetzen bestraft.

(2) Die Schwangerschaftsunterbrechung darf nur mit 
Erlaubnis einer Kommission durchgeführt werden, die 
sich aus Ärzten, Vertretern der Organe des Gesundheits­
wesens und des Demokratischen Frauenbundes zusam­
mensetzt. Die Mitglieder der Kommission unterliegen 
der Schweigepflicht. Die Verletzung der Schweigepflicht 
wird mit Gefängnis bestraft.

(3) Die Unterbrechung der Schwangerschaft darf nur 
von ärztlichen Spezialisten in Krankenhäusern durchge­
führt werden.

(4) Das Nähere wird durch eine Verordnung geregelt, 
die das Ministerium für Arbeit und Gesundheitswesen im 
Einvernehmen mit dem Ministerium der Justiz erläßt.

II. Ehe und Familie.

§ 12
Eine gesunde Familie ist einer der Grundpfeiler der 

demokratischen Gesellschaft. Ihre Festigung ist eine der 
wichtigsten Aufgaben der Regierung der Deutschen De­
mokratischen Republik.

§ 13
Die Gleichstellung von Mann und Frau im gesellschaft­

lichen Leben bedingt ihre Gleichstellung im Familien­
recht. Gesetze und Bestimmungen, die eine Beschränkung 
oder eine Minderung der Rechte der Frau im Familien­
recht festlegten, sind mit Inkrafttreten der Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik aufgehoben 
worden.

§ 14
Die Eheschließung hat für die Frau keine Einschrän­

kung oder Schmälerung ihrer Rechte zur Folge. Das bis­
herige Alleinbestimmungsrecht des Mannes in allen 
Angelegenheiten des ehelichen Lebens ist zu ersetzen 
durch das gemeinsame Entscheidungsrecht beider Ehe­
leute. Insbesondere soll über die Wahl des Wohnsitzes 
und der Wohnung, über die grundsätzlichen Fragen der 
Haushaltsführung, über die Erziehung der Kinder usw. 
nur gemeinsam entschieden werden.

§ 15
Durch die Eheschließung darf die Frau nicht gehindert 

werden, einen Beruf auszuüben oder einer beruflichen 
Ausbildung und ihrer gesellschaftlichen und politischen 
Fortbildung nachzugehen, auch wenn hierdurch eine zeit­
weilige örtliche Trennung der Eheleute bedingt wird.

§ 16
(1) Die elterliche Sorge, die das Recht und die Pflicht 

umfaßt, für die Kinder und ihr Vermögen zu sorgen, 
sowie das Recht, die Kinder zu vertreten, steht beiden 
Eheleuten gemeinschaftlich zu.

(2) Das Vormundschaftsgericht hat einem Elternteil, der 
allein die elterliche Sorge hat, auf Antrag oder, wenn es
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